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(Zuruf von Carina Gödecke [SPD]) 
sowie die landesweite Einrichtung von Startercentern als zentrale Anlaufstellen für Exis-
tenzgründer.  

(Zuruf von Marc Jan Eumann [SPD]) 
Meine Damen und Herren, nicht zuletzt erinnere ich an die sechs Mittelstandspakete mit 
insgesamt 42 Einzelmaßnahmen. Sie dienen der Abschaffung überflüssiger bürokratischer 
Vorschriften, der Stärkung der Selbstverwaltung der Wirtschaft und vor allem auch der Ver-
besserung der Finanzierungsmöglichkeiten kleiner und mittlerer Betriebe.  
Meine Damen und Herren, mit all diesen erfolgreichen Reformprojekten haben wir Nord-
rhein-Westfalen im Wettbewerb der Standorte wieder nach vorne gebracht. Auf Landesebe-
ne haben wir die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass Nordrhein-Westfalen gestärkt 
aus der Krise hervorgehen kann. Jetzt geht es darum, auch auf Bundesebene Wachstums-
hemmnisse zu beseitigen. Hier bietet die Koalitionsvereinbarung von CDU und FDP hervor-
ragende Ansätze.  
Bereits zum 1. Januar kommenden Jahres wird ein Sofortprogramm mit Steuerentlastungen 
für die Bürger und Unternehmen in Kraft gesetzt. Wir werden den Kinderfreibetrag und das 
Kindergeld anheben, unsoziale und mittelstandsfeindliche Regeln wie zum Beispiel bei der 
Erbschaftsteuer beseitigen, den Mehrwertsteuersatz für die Beherbergungsleistungen auf 
7 % senken und Wachstumsbremsen aus dem Unternehmensteuerrecht entfernen – alles 
Punkte, meine Damen und Herren, die Sie in Ihrer Verantwortung zum Schaden der Wirt-
schaft eingeführt haben.  

(Beifall von der FDP – Zurufe von der SPD) 
Meine Damen und Herren, damit setzen wir genau das um, was wir vor der Wahl verspro-
chen haben. Zusammen mit den bereits beschlossenen Maßnahmen gibt es Anfang nächs-
ten Jahres Steuerentlastungen im Umfang von rund 21 Milliarden €. Bereits am kommenden 
Montag wird die Bundesregierung über dieses erste Steuerentlastungspaket beraten.  
Wer noch immer Zweifel hat, dass die im Koalitionsvertrag vereinbarten und zur Stärkung 
des Wirtschaftswachstums unverzichtbaren Steuersenkungen auch tatsächlich umgesetzt 
werden, wird spätestens dann eines Besseren belehrt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, Herr Brockes. – Für die SPD-Fraktion 
spricht nun Herr Garbrecht. 

Günter Garbrecht (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bereits gestern ha-
ben wir uns im Landtag über die Treffsicherheit von Prognosen ausgetauscht. Schwarz-
Gelb setzt im Bund wie im Land auf eine positive Entwicklung im Sinne einer selbsterfüllen-
den Prophezeiung. Ihre Maßnahmen der Politik gründen darauf. Es bleibt Ihnen auch kein 
anderer Weg übrig.  
Sie ergreifen jeden Strohhalm, der diese Vermutung stützt. Ja, es gibt einen im Vergleich zu 
anderen europäischen Ländern relativ stabil gebliebenen Arbeitsmarkt. Dafür gibt es aber 
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Gründe. Der erste ist darin zu suchen, dass wir für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ei-
nen Schutzschirm gespannt haben, einen Schutzschirm von Beschäftigungssicherung, näm-
lich die Kurzarbeit, die wir auf über 24 Monate verlängert haben.  
Allein die Kurzarbeit in Nordrhein-Westfalen – so Stand August dieses Jahres – umfasst 
318.000 Arbeitnehmer, die ihre Arbeitszeit um ca. 30 % verkürzt haben. Das vermindert die 
Arbeitslosigkeit allein hier in Nordrhein-Westfalen um 100.000 Stellen. Ohne das Instrument 
der Kurzarbeit wären also in Nordrhein-Westfalen 100.000 Menschen mehr ohne Arbeit.  
De zweite Grund: Mit Notlagentarifverträgen und dem Abbau von Stundenkonten leisten 
Beschäftigte, Betriebsräte und Gewerkschaften ihren in dieser wirtschaftlichen Situation un-
verzichtbaren Beitrag zur Stabilisierung der Beschäftigungssituation. Das unterscheidet un-
ser Land, Deutschland insgesamt, von allen europäischen Nachbarn.  
Zu den Beiträgen des Landes Nordrhein-Westfalen: Das, was Herr Brockes vorgetragen 
hat, die Verlängerung der Außengastronomie-Zeiten, als einen wesentlichen Beitrag zu be-
zeichnen, dass dadurch eine Stabilisierung stattfinde und das Land besser gerüstet sei, las-
se ich einmal dahingestellt. Ich nehme es mit Erstaunen wahr. 

(Beifall von der SPD – Dietmar Brockes [FDP]: Auch Kleinvieh macht Mist!) 
Auf jeden Fall haben auch unvoreingenommene Beobachter aus der Wissenschaft und den 
Medien einen nennenswerten eigenen Beitrag der nordrhein-westfälischen Landesregierung 
noch nicht erkennen können.  
Seit gestern wird in den Medien über die Prognose der EU-Kommission berichtet. Die „Welt“ 
titelte: „EU prophezeit Deutschland ein Job-Desaster“. Noch trägt Ihr Optimismus darüber 
hinweg. Ich finde es auch gut: Jede Steigerung des Auftragseingangs, der Konsumquote, 
der Neuzulassung von Fahrzeuge – das sind alles positive Meldungen. Ich meine auch, sie 
sind positiv, weil sie den sonst immer beklagten Pessimismus durchbrechen, der sich in 
Deutschland so breit macht.  
Aber diese vereinzelten Wasserstandsmeldungen, meine Damen und Herren, aus den ver-
schiedenen Bereichen dürfen nicht den realen Blick auf die Lage verstellen. Was heißt das? 
Der Rückgang des Bruttoinlandsproduktes wird in diesem Jahr auf 5 % prognostiziert. Für 
das nächste Jahr wird eine Steigerung von 1,3 % für möglich gehalten. Wir werden Jahre 
brauchen – das ist Originalton der Bundeskanzlerin Angela Merkel –, um wieder den Stand 
von 2008 zu erreichen. Es ist also beileibe keine Schwarzmalerei, wenn anhand dieser Da-
ten ein Ansteigen der Arbeitslosigkeit befürchtet wird.  
Ich bin im Gegensatz zu den Rednern der Koalitionsfraktionen dem DGB-Vorsitzenden 
Guntram Schneider dankbar, dass er die Schönfärberei auf dem Ausbildungsmarkt endlich 
einmal zum Thema gemacht hat. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
Zunächst einmal ist die Anzahl der abgeschlossenen Ausbildungsverträge entscheidend. Da 
haben wir allein von 2008 auf 2009 in Nordrhein-Westfalen einen Rückgang um 9.000.  
Ich möchte Ihnen auch noch einmal Folgendes in Erinnerung rufen. Ich möchte nicht auf 
den „Stern“-Artikel vom Anfang diesen Jahres verweisen, wonach alle Zahlen frisiert wer-
den. Man muss aber doch schon genau hinschauen. Die von der Bundesagentur für Arbeit 
geführte Stichtagsstatistik gibt eben nicht die reale Lage der Jugendlichen in Nordrhein-
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Westfalen wieder. Ich will Ihnen einen Blick öffnen, der sich nicht an Stichtagen oder an Be-
hauptungen, sondern an real erfassten Lebensverläufen orientiert. Wir verfolgen in Bielefeld 
seit über zwei Jahren die Lebensverläufe von mehr als 1.300 Schulabgängern von Förder-, 
Haupt- und Gesamtschulen. Daraus ergibt sich folgendes Bild - passen Sie genau auf -:  
Von diesen 1.300 Schulabgängern gehen ca. 21 % in eine betriebliche oder überbetriebliche 
Ausbildung. 30 % besuchen eine weiterführende Schule. Fast 50 % wechseln in ein Über-
gangssystem. Von diesen 50 % - das sind in diesem Jahr 627 - werden noch 20 als soge-
nannte unversorgte Bewerberinnen und Bewerber erfasst. 
Dann haben wir untersucht, was diejenigen, die im Übergangssystem verblieben waren, 
nach einem Jahr gemacht haben. Wir haben festgestellt, dass insgesamt nur 83 Abgänger, 
also 13 %, nach einem Jahr in eine betriebliche Ausbildung gegangen sind. Das ist das Bild 
erfasster Realität von Lebensverläufen gegenüber einer gepflegten, geschönten, bearbeite-
ten und verfälschten Statistik. Es gibt also einen akuten Handlungsbedarf, den nicht nur der 
DGB und wir beschreiben. Die Bertelsmann-Stiftung hat vor einem Jahr eine Studie mit dem 
Titel „Volkswirtschaftliche Potenziale am Übergang von der Schule in die Arbeitswelt“ veröf-
fentlicht. Ich kann das hier nicht ausbreiten; dafür ist die Aktuelle Stunde zu kurz. Initiativen 
der Landesregierung aufgrund dieser Studie sind dem Parlament jedenfalls bisher noch 
nicht mitgeteilt worden. Vielleicht arbeitet man ja im Verborgenen; das will ich nicht aus-
schließen. Erkennbare Initiativen und Schlussfolgerungen daraus sind bisher jedenfalls nicht 
gezogen worden. 
Der Landesausschuss für Berufsbildung hat sich am 23. September mit dem Übergang von 
Schule zum Beruf beschäftigt. Er hat festgestellt, in Nordrhein-Westfalen befinden sich 
50.000 Schulabgänger im Übergangssystem. Das sind keine Zahlen von mir, sondern es 
sind Zahlen des Landesausschusses für Berufsbildung. 
Der Landesausschuss empfiehlt, Koordinierungsstellen in Trägerschaft der Kommunen in 
den Kreisen und kreisfreien Städten zu errichten. Die SPD hat gestern im Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales den Antrag gestellt, dieser Empfehlung zu folgen. Er ist von 
den Koalitionsfraktionen abgelehnt worden. Der Präsident des Bundesinstituts für berufliche 
Bildung sagt: Die Gelder, mit denen teilweise überflüssige Wartezeiten finanziert werden, 
sind in der frühzeitigen Förderung und Unterstützung von individuellen Bildungsketten jun-
ger Menschen viel besser angelegt als nach dem jetzigen System.  

(Beifall von der SPD - Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 
Ein Handlungsprogramm der Landesregierung auf diesem Feld ist nicht erkennbar. Kom-
men Sie endlich in der Realität an. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, Herr Garbrecht. - Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht nun Frau Steffens. 

Barbara Steffens (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als ich den Text 
und die Ankündigung dieser Aktuellen Stunde gelesen habe, hatte ich das Gefühl, jemand 
hat sich in der Wahrnehmung und Einschätzung massiv vertan. Jemand hatte das Gefühl, 
an dem Punkt können wir als Koalitionsfraktionen auftreten und einen Erfolg abfeiern, und 
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